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FRIEDEN DURCH ABRÜSTUNG

Zum ersten Mal in der Bundesrepublik wurden

am 22.März 81 in Darmstadt Wehrdienstver-
«

weigerer öffentlich "vereidigt".Verschiedene 

Gruppen hatten zu einer Demonstration und 

anschließenden Kundgebung aufgerufen,als Pro­

test gegen Wettrüsten,Verschärfung des Zivil­

dienstes und den zunehmenden Militarismus in 

der Bundesrepublik.

Ungefähr 3000 Demonstranten waren dem Aufruf 

gefolgt.Ein riesiger Demonstrationszug schob 

sich gegen Mittag durch die Darmstädter Innen­

stadtrein eindrucksvoller Ausdruck eines ehr­

lichen Friedenswillens.Bitteres Gelächter,als 

ein älterer Mitbürger aus seinem Fenster
♦

schaute und etwas von "Faulenzern" erzählte.

In diesem Augenblick erschien es als besonders 

seltsam,daß nahezu ausschließlich die Jugend 

für Frieden und Abrüstung demonstriert.

"Frieden durch Abschreckung" - das 

Motto der Nato - heißt ständige Aufrüstung 

und ist nicht nur ein sozialer Skandal,son­

dern in zunehmendem Maße eine Gefährdung.Das 

sogenannte "militärische Gleichgewicht" wird 

als Grund für immer weiter steigende Rüstungs­

ausgaben und Aufstockung des Waffenpotentials



genommen.Im Falle eines neuen Krieges ist es mindestens für Mitteleuropa völlig uninter­

essantst man "militärisches Gleichgewicht" hat oder nicht: das heutige Waffenarsenal 

reicht aus,um mehrfach eine Katastrophe über die Menschheit und die Biosphäre herein­

brechen zu lassen.

Auf dem Karolinenplatz sammelte sich der Friedenszug.Einige Redner von Friedensinitia­

tiven eröffneten die Kundgebung.Sie berichteten über die Situation des Zivildienstes 

und die Untergrabung des im Grundgesetz garantierten Menschenrechts auf Wehrdienstver­

weigerung . Sie berichteten über beängstigende Entwicklungen,so beispielsweise die öffent­

lichen Vereidigungen der Wehrdienstleistenden und die geplante Einführung eines Faches 

"Wehrkunde" in den Schulen.Besonderen Applaus erhielt ein alter Sozialdemokrat(Jahrgang 

1898),der sich spontan zu Wort gemeldet hatte und die Friedensbemühungen lobte.Die 

Initiatoren forderten zur Unterstützung des "Krefelder Appells" auf.

Anschließend folgte die „Vereidigung" durch Hans-Dieter Hüsch und Helmut Rüge.Sie verlasen
n

als Gelöbnistext ein Gedicht von Wolfgang Borchert: "Du Mann an der Maschine und Mann in 

der Werkstatt.Wenn sie dir morgen befehlen,du sollst keine Wasserrohre und Kochtöpfe 

mehr machen - sondern Stahlhelme und Maschinengewehre,dann gibt es nur eins: SAG'NEIN!.. 

Es klang bestimmt und bittend zugleich,als die 3000 Demonstranten in das "SAG' NEIN" 

einstimmten.*

Daß das "Nein-Sagen" zunehmend wichtiger wird,zeigen die Absichten von Washington: man 

warnt vor Pazifismus und fordert die europäischen Verbündeten auf,an Sozialausgaben zu 

sparen.Da gibt es eben nur eins: "SAG' NEIN!"

Wir fordern euch, auf, den "Krefelder Appell" zu unterstützen. Unterschriftenlisten 
liegen im AStA aus.

KREFELDER APPELL>

WIR APPELLIEREN AN DIE BUDESREGIERUNG, DIE ZUSTIMMUNG 
ZUR STATIONIERUNG' VON PERSHING II-RA.KETEN UND MARSCH­
FLUGKÖRPERN IN MITTELEUROPA ZURÜCKZUZIEHEN.

DER ATOMTOD BEDROHT UNS ALLE! KEINE ATOMRAKETEN IN EUROPA!

Erklärung der Initiatoren des Krefelder Appells

Der Salt-II-Vertrag ist tot. Das nach sieben Jahren schwierigster Verhandlungen im 
Juni 1979 vcm ehemaligen Präsidenten Carter und Parteichef Breschnew in Wien Un­
terzeichnete amerikanisch-sowjetische Abkommen zur Begrenzung der Strategischen Of­
fensivwaffen wird vom Präsidenten der USA, Ronald Reagen, kurzerhand verworfen. Das 
hat der neue Verteidigunsminister Weinberger am 6. Januar 1981 in aller Form mitge­
teilt.
Mit dieser provozierenden Haltung des amerikanischen Präsidenten ist für Europa, ins­
besondere für die Bundesrepublik Deutschland, eine neue Lage entstanden. Darüber kön­
nen auch die verharmlosenden Erklärungen der Bundesregierung nicht hinwegtäuschen, es 
komme ja lediglich daruf an, daß die USA am " Salt-Prozeß " interessiert blieben.



In dieser Beschwichtigungsformel wird jedoch bereits die Rückzugslinie 
der Bundesregierung vom eindeutigen Wort des Bundeskanzlers erkennbar, 
die Realisierung der am 12. Dezember 1979 beschlossenen "Nachrüstung" 
nur bei einer Ratifizierung des SALT II Abkommens zuzulassen.
Die Gegner jeder "Nachrüstung",deren ständig wachsende Anzahl die Sorge 
der Bevölkerung wiederspiegelt, geben sich damit allerdings nicht zu­
frieden. Sie sind nicht gewillt, dei bloße Bereitschaft der USA, in 
neue SALT Verhandlungen einzutreten, als Ausgleich für die Verweigerung 
der Ratifizierung eines bereits Unterzeichneten und für die Rüstungsbe­
grenzung wesentlichen Abkommens zu aktzeptieren. Anstelle von Bekundungen 
unverbrüchlicher Treue erwarten sie deshalb von der Bundesregierung Mut 
und Konsequenz bei der Einlösung des Kanzlerwortes: nämlich die Zurück­
nahme der mit dem "Nachrüstungsbeschluß" erteilten Genehmigung zur künf­
tigen Stationierung amerikanischer nuklearer Mittelstreckenwaffen auf 
dem Boden der Bundesrepublik Deutschland.
Alle Mitbürgerinnen und Mitbürger, die es ebenfalls für ihre patriotische 
Pflicht halten, dem selbstmörderischen Ausbau Mitteleuropas zur nuklearen 
Waffenplattform der USA Einhalt zu gebieten, sind aufgefOrdert, diese 
Forderungen zu unterstützen und sich zu den Zielen der Krefelder Initiative, 
wie sie am 15./16. November 1980 beschlossen und veröffentlicht worden 
sind, mit ihrer Unterschrift zu bekennen.

M E N S A - P R E I S E R H Ö H U N G

Während der Semesterferien wurden die Mensa-Preise um 30 Pfennige 
pro Essen ( z.B. von 1.70 DM auf 2.00 DM ) erhöht. Das Studenten­
parlament hatte bereits im letzten Semester beschlossen, im Falle 
einer Preiserhöhung einen Boykott vorzubereiten. Zu diesem Zweck 
tagte der Urabstimmungsausschuß mehrmals in den Semesterferien. 
Hauptdiskussionspunkte waren die Bereitstellung eines alternativen 

Essens und das Problem, Leute für die Organisation und die Durch­
führung der Urabstimmung und des Boykotts ( Kochen, Essen ausgeben, 
spülen usw. ) zu gewinnen.
Letzteres Problem war besonders schwerwiegend, da im sog. Fach­

schaftsvertreterplenum der Sinn eines Boykotts zwei Monate nach der 

Erhöhung angezweifelt wurde.
Der AStA hat deswegen folgendes Vorgehen begleitend zur Vorberei­
tung der Urabstimmung vorgeschlagen:
- Diskussion auf einem Fachschaftenplenum über den Boykott oder 

mögliche Alternativen, die den Protest der Studenten gegen die 
permanente Verschlechterung der sozialen Situation deutlich 

machen.
^ Fachbereichsvollversammlungen zur ersten Meinungsbildung in der 

Studentenschaft
- T H  - Vollversammlung, die über endgültige Maßnahmen beschließen 

soll.

Wir alle müssen uns darüber im klaren sein, daß unser Protest, in 
welcher Form auch immer, notwendig ist. Denn sonst können wir damit 
rechnen, daß in Zukunft alle für Studenten unannehmbare Beschlüsse 

in den Semesterferien umgesetzt werden. Und das sollten wir nicht 
tatenlos hinnehmen!

AStA der THD
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USERKAMPF
S E H T  W EITER

Bei den Demonstrationen gegen Wohnugnsnot und Zerstörung der Wohn- 
umweit ist es in den letzten Wochen zu den größten Verhaftungs­
wellen seit Jahren gekommen.
Die Hausbesetzungen haben einen gesellschaftlichen Dissenz sicht­
bar gemacht, der unmittelbar einen Grundpfeiler der hiesigen 
Ordnung, Eigentum und private Verfügungsgewalt über Wohn- und Le­
bensraum, tangiert. Entsprechend fallen die Reaktionen des Staates 
und der Hüter der bestehenden Ordnung aus:

In Nürnberg wurden über 170 Besucher des Jugendzentrums KOMM ver­
haftet. Im Eilverfahren wurden hektografierte Haftbefehle verfügt, 
protestierende Eltern, Rechtsanwälte und Politiker wurden aus dem 
Polizeipräsidium entfernt. Nach mehr als zehn Tagen sind immer 
noch Dutzende der 141 auf bayerische Gefängnisse verteilten Jugend­
lichen in Haft. Vielen droht ein Prozess wegen schwerem Landfrie­
densbruch und damit Gefängnisstrafen. Wegen der angeblichen Zer­
störung einiger Fensterscheiben werden Schüler und Lehrlinge kri­
minalisiert, Ausbildung und Existenz der Betroffenen bedroht.

Die gewaltsame Räumung des Schwarzwaldhofes in Freiburg, die Ver­
wandlung dieser Stadt in eine Polizeifestung unter Ausnahmezustand, 
die wahnsinnigen Anklagen gegen zwei Besetzer wegen angeblicher 
Gründung und Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung, 
der angedrohte Einsatz chemischer Kampfgifte gegen Hausbesetzer 
sollen den Widerstand gegen die skandalöse Wohnungs- und Kahl­
schlagsanierungspolitik und solche Polizeistaatsmethoden brechen.

Der bayerische Ministerpräsident forciert mit seiner Verleumdung, 
bei Hausbesetzern handele es sich um Kerne terroristischer Ver­
einigungen, die "Lösung" sozialer Probleme mit Polizeistaatsmetho­
den. Der Polizeistaatsminister Tandler bereitet die bürgerkriegs­
mäßige Bewaffnung der Polizei vor. Der baden-württembergische Mi­
nisterpräsident Späth setzt das Unrecht, billigen Wohnraum vergam­
meln und abreißen zu lassen, mit Brachialgewalt gegen das Recht 
auf Wohnraum durch. Demonstrationen werden fast schon grundsätz­
lich erst einmal präventiv verboten. In Verkehrung der Tatsachen 
wird die Schuld an gewaltsamen Auseinandersetzungen Demonstranten 
und Besetzern zugeschoben, statt einer politischen Lösung des 
Problems sollen Grundrechte wie das auf Demonstrationsfreiheit ein­
geschränkt, Exempel statuiert, soll die Gewöhnung an Notstands, 
maßnahmen gegen demokratischen Protest begonnen werden.

Sozialliberale Regierungen in Bund und Ländern tragen die Mitver­
antwortung für.die Eskalation der Repressionsmaßnahmen. Auch in 
Berlin und anderswo wird weiter polizeilich gegen Instandbesetzer 
und Demonstranten vorgegangen. Ihre verfehlte Wohnungs- und Sa­
nierungspolitik, die jahrelange Ignoranz der Anliegen und Mitbe­
stimmungsforderungen von Bürger-, Stadtteil- und Mieterinitiativen 
haben dazu beigetragen, ein Klima zu schaffen, auf dem Gewlat und 
Gegengewalt entstehen mußten.

Die Zeit für eine Beendigung der Polizeieinsätze und Verhaftungen 
ist mehr als reif. Eine politische Lösung der Probleme ist über­
fällig .



Wieso verwandeln sich unsere Städte in Betonburgen, obwohl die 
Einwohner dies nicht wollen? Weil Grund und Boden, Wohnungen und 
Häuser im Eigentum derjenigen stehen, die sie gar nicht brachen, 
Weil sie selber ganz wo anders wohnen. Weil dieses Eigentum für 
die Eigentümer nur einen Zweck hat: Profit daraus zu gewinnen.
Wer Wohnraum unter dieser Zweckbestimmung sieht, der kann zu­
stimmen, wenn Wohnraum leersteht oder abgerissen wird, wenn der 
Profit unterm Strich dadurch steigt. Wer Wohnraum aber sin Leben 
lang nur kennenlernt, als Raum zum bewohnen, der kann da nicht 
zustimmen. Die Herausnahme des Wohnraums aus dem kapitalistischen 
Marktgeschehen ist möglich und notwendig. Wohnraum ist ein Lebens­
mittel, kein Ding, das man Anderen aus Profitgründen vorenthalten 
darf.

Unsere Verfassung schreibt die soziale Bindung des Eigentums vor. 
Der Gesetzgeber bestimmt "Inhalt und Schranken" des Eigentums.
Er ist jetzt aufgerufen, das nicht vermehrbare Gut "Erdoberfläche" 
aus der Reihe der Dinge, an denen Eigentumserwerb zum Zwecke des 
Profits möglich ist, auszugliedern so wie das Eigentum am Menschen 
einmal abgeschafft worden ist.

Mit Polizeistaatsmethoden wird der Verfassungsgedanke in sein Ge­
genteil verkehrt. Die Spekulation wird bewaffnet geschützt, Wider­
stand kriminalisiert. Die Regierungen und Parlamente werden dies 
nicht von alleine ändern. Die Besetzung leerstehnden und von Abriss 
bedrohtem Wohnraum ist angesichts dieser Situation ein legitimes 
Mittel des Widerstandes.

Wir halten jedoch gewaltsame Auseinandersetzungen, wie sie von ei­
nem Teil der Wohnungskämpfer praktiziert werden, für falsch. Solche 
Aktionen bewirken nichts, sondern fachen nur eine unsinnige Diskus­
sion über "eine neue Terrorwelle" und massivere Bewaffnung der 
Polizei an. Gegen die Kriminalisierung der HäuserkampfBewegung müs­
sen wir uns wehren. Unsere volle Solidarität gilt den friedlichen 
Hausbesetzern.

Der Häuserkampf geht weiter!!!

HOCHSCHULPOLITISCHE NACHRICHTEN

Auf der 6. ordentlichen Mitgliederversammlung der vereinigten deutschen Studenten­
schaften van 16.3. bis 21.3.81 in Bielefeld wurden neben einer Resolution in der 
die Häuserkampfbewegung unterstützt wird, auch diese neue soziale Bewegung finanz­
iell unterstützt. Die Mitgliederversammlung beschloß:

-Einen Treffen der aktiven Hausbesetzer in Münster 10.000.- zur freien Verfügung 
zu überlassen.

-Ein vds Massenpress (Publikationsorgan der vds) zu Thema Haüserkampf zu erstellen 
-Den Rechtshilfefordder vds um 15.000.- aufzustocken um Hausbesetzer zu unter­
stützen die von Strafverfolung im Zusammenhang mit Häuserkämpfen betroffen sind.

Erneut sind wir von den hochschulpolitischen Gruppen herb ent­
täuscht, da keine Stellungnahmen eingegangen sind. In der Hoffnung, 
daß sich in Zukunft sowieso alles zum Besseren wenden wird appell­
ieren wir nochmals an alle sich angesprochen fühlenden:

DIE SEITE FÜR EUCH IST IMMERNOCH FREI!!!!!



Ein V o lk  irn 
Kampf um seine B e fre iu n g

SOLIDARITÄT MIT EL SALVADOR
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EINLEITUNG

Die Ermordung des Erzbischof Oscar A. 
Romero am 24.März 1980 rückte El Salvador 
in das Interesse der Weltöffentlichkeit. 
Seitdem wird die Gefahr eines "Bürger­
krieges" als Folge eines Kampfes zwischen 
"ultralinken" und "ultrarechten" ge­
sprochen, deren gleichzeitig das reform­
istische Bemühen einer machtlosen Re­
gierungsjunta unterstrichen wird, die ein 
Blutbad vermeiden will. Nur am Rande 
wird von der staatlichen Repression gegen 
die organisierte wie nichtorganisierte 
Bevölkerung berichtet, von einen in Armut 
und Elend lebenden Volk, dem zwar zu­
gutegestanden wird, daß es in einer nicht 
mehr tragbaren Situation sein Leben frist­
et, daß jedoch das Mittel der Gewalt, 
des gewaltsamen Kampfes gegen das Unter­
drückung sSystem nicht legitimerweise 
einsetzen darf. Selbst die Ermordung 
eines Erzbischof, der in seinen letzten 
Predigen von der "Legitimen Gewaltan­
wendung des Volkes, wenn alle Friedlichen 
Mittel ausgeschöpft sind", sprach, ändert 
nichts daran, daß sich in der breiten 
Berichterstattung über El Salvador nicht 
die wirklichen Verhältnisse im Land 
wiederspiegelt, sondern das allgemeine 
Interesse der westlichen Länder, in El 
Salvador eine soziale Revolution zu ver­
hindern. In El Salvador findet kein 
Bürgerkrieg zwischen "Linken" und

"Rechten" statt, sondern ein Befrei­
ungskrieg des gesammten Volkes, ein Be- 
feiungsprozeß gegen eine rückhaltlose 
Junta (die ohne die USA nichteinmal 
ihre Beamten bezahlen kann), ein Be­
freiungsprozeß, der die Massen emanzi­
pieren und die Oligarchie abschaffen 
soll.

GEOGRAPHIE UND GESCHICHTE

El Salvador ist das kleinste und be- 
vökerungsreichste Land Amerikas 
(21.000 qkm/220 Menschen pro qkm).
Es ist nur so groß wie Hessen und 
hat 4,5 bis 5 Mio. Einwohner. 1.9% der 
Bevölkerung erhalten 38% des Gesamtein­
kommens; die unteren 20% der erwerbs­
tätigen Bevölkerung nur 2%. Unter dem 
Existenzminimum leben 80% auf dem Lande 
und 30% in den Städten, damit erreicht 
der Landesdurchschnitt 60%. Und obwohl 
EL Salvador eine relativ hohe Wirtschafts­
produktivität erreicht, sterben die 
meisten Salvodorianer an Krankheiten, 
die mit einigen vorbeugenden Maßnahmen 
behoben werden könnten (Darmerkrankungen, 
Grippe und Lungenentzündungen).

EL Salvador wurde seit jeher von den 14 
reichsten Familien, der Oligachie, indi- 
derkt über das Militär regiert, daß seit 
1932 fast ununterbrochen an der Macht ist.
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Tiber erst in den 70ger Jahren gewinnen 
die Widerstandsbewegungen an Bedeutung. 
Auf parlamentarischer Ebene findet sie 
ihren Ausdruck in einem Wahlbündnis aus 
Kommunisten, Sozialisten und Christ­
demokraten. Diese reformistischen Kräfte 
haben - Beobachtungen zufolge - ein­
deutig die Präsidentschaftswahlen von 
1972 gewonnen, die Militärpartei (PCN) 
blieb jedoch durch Wahlmanipulation an 
der Macht und verstärkt Repression und 
Verfolgung umgehend.
Diese Wahlmanipulation war ein entscheid- 
enes Ereignis und ein Einschnitt in die 
Geschichte des Landes; revolutionäre 
Ideale fanden mehr und mehr Anklang.
Ihr Konzept besfand darin, als Antwort 
auf den gescheiterten Weg der legalen 
Machtveränderung, eine revolutionäre 
Alternative zubilden, die ökonomische 
wie politische Forderungen aufstellt.

Die Wahlen von 1977 bestätigen die 
Erfahrungen von 1972: die horrenden 
Wahlmanipulationen wiederholen sich,

der Kandidat der Rechten wird in das 
Präsidentenamt gehieft. 150 Menschen 
werden bei anschließenden Demonstra­
tionen auf dem "Platz der Freiheit" von 
repressiven Organen des Staates er­
schossen.

Dies und die weitere wirtschaftliche■ 
Entwicklung ab 1975 führen zu einem 
erneuten Aufschwung der Volksbewe­
gung. Die Kirche fördert die Organ­
isationsfreiheit für die Landarbeiter 
und Bauern, auch direkt, indem sie 
Kirchenräume zur Verfügung stellt 
(entsprechend werden nun auch Priester 
und Nonnen gefoltert und ermordet).
Zu dieser Zeit wird ein Tagendurch- 
schnitt von vier Ermordeten durch Re­
pressionsorgane erreicht, ein Durch­
schnitt, der sich noch vervielfachen 
wird.

Mitte August 1979 wird ein Bericht 
des Pentagon und des CIA bkannt, in­
dem der US-Regierung geraten wird, 
die 1977 gestopte Militärhilfe wieder 
aufzunehmen; zur gleichen Zeit tritt 
der UnterhausSekretär für interamer­
ikanische Angelegenheiten des Weißen 
Hauses, Viron Vaky, in Verhandlungen 
mit der Salvadorianischen Regierung. 
Kurze Zeit später sagt er vor dem 
US-Kongreß: " 'Es ist absurd, den Sta- 
tusquo in Guatemala, EL Salvador 
und Honduras aufrechterhalten zu 
wollen. Es muß vielmehr nach Ant­
worten auf die Bedürfnisse der Be­
völkerung gesucht werden. "Was die

USA mit einer "Antwort" meinen, wurde 
mit dem Putsch am 15.Oktober offen­
kundig: vom Staat verordnete Reform 
in Verbindung mit Repressionen gegen 
die organisierte Bevölkerung.
Zunächst beteiligen sich noch alle 
Parteien, einschließlich der Kommu­
nisten, an der Regierung. Doch schon 
in den ersten fünf Tagen muß die Junta 
die Erschießung von über 100 Menschen 
und 300 Verwundeten verantworten. Bei 
einer Demonstration zwei Wochen nach 
dem Putsch werden weitere 37 Menschen 
in San Salvador erschossen. Dies 
fordert weiteren Widerstand heraus!

Die Junta zeichnet sich zudem durch 
kaum zu übertreffende Unentschlossen­
heit aus, sie wagt nicht eine umfassende 
Landreform durchzuführen. Einige der 
Junta-Mitglieder hatten wohl die ehr­
liche Absicht, den "letzten noch mögliche­

friedlichen Weg einzuschlagen" und tat­
sächlich radikale Reformen durchzuführen,

dr€ dem Volk zugutekommen; andere hingegen 
wollten unter den neuen Bedingungen die 
Volksbewegung zerschlagen, um das herr­
schende System zu retten. Die Junta schei­
terte an diesen verschiedenen Vorstellun­
gen. Sie sollte die Revolution aufhalten, 
gleichzeitig aber revolutionäre Maßnahmen 
durchführen, um das Volk zu gewinnen.
Beides durchzuführen schloß sich, wie 
sich zeigte, aus. Ende 1979 zerfällt die 
Junta, als alle fortschrittlichen Kräfte 
austreten. Die Folge ist eine erneute 
Polarisierung der Kräfte, ähnlich wie 
vor dem Putsch. Diesmal jedoch ist die 
Meinung unter der Opposition einheitli­
cher; es gibt keinen friedlichen Weg 
für El Salvador!
Die zweite Junta, die nur noch aus Tei­
len der Christdemokraten ( der andere 
Teil ist in den Widerstand gegangen und 
schließt sich später der FDR an ) und dem 
Militär besteht, unternimmt bis Mitte 
März nichts, was auf ihre Handlungsfähig­
keit hätte schließen lassen. Deutlich 
wird nur, daß sie erst einmal als 
Deckung für eine gesteigerte Gewalt der 
Sicherheitskräfte gegen das organisierte 
Volk dient und als Alibi für die west­
lichen Regierungen und die Berichter­
stattung in den verschiedenen Ländern; 
es wird ermöglicht, ein Bild zu ent­
werfen, dem zufolge eine "reformwillige" 
Regierung sowohl gegen " Rechts- " 
wie " Linksradikalismus " angehen muß.
So gesehen ist die Waffen- und Wirtschafts• 
hilfe der USA an die Junta zu rechtferti—  

gen. Geschickt kann verschleiert wer­
den, daß die Junta und ihr Reformpro­
gramm nur "ein Teil eines allgemeinen



Projekts sind, hinter dem die Nordameri­
kaner stehen und das Repression mit 
einschließt." (Erzbischof Romero am 
9.3.1980). Im April verkündet die 
Junta eine Landreform und verhängt 
gleichzeitig den Ausnahmezustand. Die 
Formel " Reform und Represssion " kommt 
voll zur Anwendung.
Im Dezember 1980 schließen sich alle 
politischen Parteien, Massenorgani­
sationen und Gewerkschaften zur REVOLU­
TIONÄREN DEMOKRATISCHEN FRONT (FDR) zu­
sammen. Kurz darauf erfolgt der Zusammen­
schluß aller Guerilleroverbände in der 
NATIONALEN BEFREIUNGSFRONT FARABUNDO 
MARTIh (FMLN ), die mit der FDR eng 
zusammenarbeitet.
EIN VEREINIGTES VOLK STELLT SICH EINER 
ISOLIERTEN JUNTA ENTGEGEN, die als ein­
zige Machtbasis die Unterdrückungsorgane 
der Oligarchie und die Unterstützung der 
USA hat.

AKTUELLE LAGE

Die Lage ist also klar, alle demokrati­
schen Kräfte des Landes sind in der 
FDR/FMLN vereint. Auf der anderen Seite 
steht die Junta ohne Basis, die von der 
USA unterstützt wird und an der die 
Oligarchie des Landes mehr und mehr Ge­
fallen findet, da sie ihren Einfluß und 
ihre Macht nicht grundlegend schmälern.
In einem Land, wo in den letzten Ja—  

ren 12 - 15000 Menschen aus politischen 
Gründen ermordet wurden ( 7000 sind von 
Amnesty International nachgewiesen,

übrigens sind die Opfer Oppositionelle,- 
Opfer des "Linksterrors" müssen noch ge­
sucht werden), in einem Land also, wo 
ein Völkermord stattfindet, verteilte 
die USA an die 2. Junta bisher 130 Mio. 
US-Dollar, das sind 60 % der Hilfe der 
USA an El Salvador in den letzten 100 
Jahren, und stationierte rund 800 Mili­
tärberater. Täglich landen rund 10 
Herkules - Transportmaschinen mit Waffen, 
Munition und Ausrüstung. Da das savado- 
rianische Heer diese Waffen nicht alle 
selber verwenden kann, wird vermutet, 
daß sie für eine US - Interventions­
truppe bestimmt sind. Die internationale 
Rückendeckung versuchten sich die USA 
vor einiger Zeit auf ihrer Europareise 
zu holen. Das Gespenst des Kommunismus 
muß wieder einmal herhalten, wie immer 
es um Selbstbestimmung der Völker steht. 
Die FDR hat in ihrer Plattform klar er­
klärt, es gehe in El Salvador um Demokra­
tie, um Emanzipation der Massen und nicht 
um Ideologie, anders ist das breite 
Bündnis innerhalb der FDR auch nicht 
zu erklären. Die "Beweise" der USA für 
Waffenlieferungen aus der Sowjetunion 
wurden in der BRD gar nicht mehr vor­
gelegt, da sie sich in Frankreich und 
Schweden als gar zu lächerlich erwiesen 
haben.

Chistoph BEYER

Führer des Aufstandes von 1932, im 
selben Jahr vom Militär umgebracht.

WIR FORDERN DAHER ALLE DEMOKRATISCHEN MENSCHEN, ORGANISATIONEN UND 
REGIERUNGEN DER WELT AUF, DAS MORDEN IN EL SALVADOR NICHT LÄNGER 
HINZUNEHMEN 1

WIR FORDERN DIE USA AUF, UNVERZÜGLICH MIT DER FDR ZU VERHANDELN,
UND VERLANGEN DIE SOFORTIGE EINSTELLUNG ALLER MILITÄRISCHER EIN­
MISCHUNG IN EL SALVADOR VON SEITEN DER USA, HONDURAS UND GUATEMALAS ! 

WIR TRETEN NACHDRÜCKLICH FÜR DAS RECHT DES VOLKES VON EL SALVADOR 
AUF POLITISCHE UND WIRTSCHAFTLICHE SELBSTBESTIMMUNG EIN 1 

WIR UNTERSTÜTZEN DIE DEMOKRATISCHEN KRÄFTE DES LANDES, DIE IN DER 
REVOLUTIONÄREN FRONT (FDR) UND IN DER NATIONALEN BEFREIUNGSFRONT 
FARABUNDO MARTI (FMLN) VEREINT FÜR DIESES ZIEL KÄMPFEN !

VERANSTALTUNGEN UND KLEINANZEIGEN

IM SCHLOSSKELLER

Freitag 10.4. Agape ( Pantomine )

Samstag 11.4. Easy Mouer ( Musik )

Freitag 17.4. und Samstag 18.4. wegen Eiersuche geschlossen


